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Begutachtung; 

Stellungnahme 
zu GZ: 2025-0.951.374  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 22. Dezember 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird 

wie folgt Stellung genommen: 

 

Zu Z 4 (§ 74 Abs. 8): 

 

Diese neue Regelung wird ausdrücklich begrüßt. Sie ist praxisnahe, durchdacht und an die beste-

henden Systeme gut angepasst und hat damit gerade in dicht verbauten Gebieten viel Potential, 

deutliche Einsparungen für die Wirtschaftstreibenden und auch Erleichterungen für die Behörden 

und ihre Sachverständigendienste zu erzielen. 

 

Zu Z 5 (§ 76b): 

 

Grundsätzlich würde eine gesetzliche Freistellung für E-Ladestationen begrüßt werden, nur bietet 

die vorgeschlagene Fassung gegenüber der bestehenden Rechtslage massive Verschlechterungen. 

 

Zum einen werden völlig ungerechtfertigt auch Schnellladestationen („aktiv gekühlte Stationen“) 

unabhängig vom Aufstellungsort und der Anzahl der Ladestellen freigestellt. Damit scheint aber die 

sachliche Rechtfertigung für eine solche gesetzliche Beurteilung gegenüber sonstigen Betriebsanla-

gen nicht mehr vorzuliegen. Der bloße Hinweis auf die Befähigung der zur Planung und Errichtung 

Berechtigten kann diese sachlich notwendigen Grenzen nicht ersetzen. Neben den zu erwartenden 

Lärmemissionen - vor allem im verbauten Gebiet - sind auch Probleme mit dem Ex-Schutz, der 

Brandlast und der elektromagnetischen Verträglichkeit zu befürchten. 

 

Zum anderen begrenzt der Gesetzgeber den Kreis der zur Planung und Errichtung Berechtigten un-

sachlich auf „uneingeschränkt“ zur Ausübung des Gewerbes der Elektrotechnik oder des ebensolch 

unbeschränkten Baumeistergewerbes. 
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Nach dieser Regelung dürfen E-Ladestationen von diesen beiden Berufsgruppen - selbst ohne dies-

bezügliche Fachkenntnis - geplant und errichtet werden. Mangels Differenzierung dürfte somit ein*e 

Baumeister*in auch die elektrische (starkstromtechnische) Planung, Beurteilung, Errichtung und 

Überprüfung vornehmen. Eine solche im Bereich des Betriebsanlagenrechts völlig verfehlt angesie-

delte Erweiterung bzw. Beschränkung der Befugnis ist sachlich nicht zu rechtfertigen und reduziert 

zum Nachteil der Kund*innen die Anzahl der am Markt zur Verfügung stehenden Unterneh-

mer*innen drastisch. In Wien wären somit weniger als 25 % der Elektrotechniker*innen zur Planung 

oder Errichtung von E-Ladestationen berechtigt. Diese künstliche Verknappung hätte massiv nach-

teilige Auswirkungen auf den diesbezüglichen Markt. Eine Sicherung hoher Qualitätsstandards und 

die Einhaltung der Sicherheitsvorgaben bzw. der Schutzinteressen des § 74 Abs. 2 Gewerbeord-

nung 1994 (GewO 1994) ist allein mit der Befugnisregelung nicht gewährleistet. 

 

Gegenüber der aktuellen Rechtslage auf Grundlage des bestehenden Erlasses (BMDW, 

GZ: 2021-0.118.512 vom 1. März 2021) ist auch deswegen mit Nachteilen zu rechnen, weil nach den 

Übergangsregelungen bestehende Anlagen nur weiterbetrieben werden dürfen, wenn von Gewer-

betreibenden aus dem kleinen Kreis der Berechtigten eine entsprechende nachträgliche Abnahme-

überprüfung und -bestätigung ausgestellt wird. 

 

Weiters ist in Abs. 3 klarzustellen, dass der*die Inhaber*in der E-Ladestation die Durchführung der 

regelmäßigen Überprüfung zu veranlassen, nicht aber selbst durchzuführen hat. Andernfalls würde 

dies fast immer den Vorgaben des Abs. 4 widersprechen. 

 

Zu Z 6 (§ 79d Abs. 2 Z. 2): 

 

Schon die bestehende Bestimmung fand bisher in Wien keine Anwendung und kann als „totes“ 

Recht bezeichnet werden. Auflagen, die so lange nicht benötigt werden, können meist gänzlich auf-

gehoben werden, oder es fehlt für diese lange Zeit der Nichtbeachtung eine sachliche Rechtfertig-

barkeit, da die meisten Auflagen dem Schutz der Gesundheit von Personen (insb. Kund*innen, 

Nachbar*innen und Arbeitnehmer*innen) dienen. 

 

Eine weitere Verlängerung der Frist wird als unsachlich abgelehnt. 

 

Zu Z 7 und 8 (§ 80 Abs. 1 und 3): 

 

Die Verlängerung der Frist bis zum Erlöschen einer Genehmigung und auch die Ausdehnung der 

Verlängerungsmöglichkeit werden ausdrücklich begrüßt, da damit die Möglichkeit der Nachnutzung 

von Betriebsanlagen erleichtert wird. So kann in vielen Fällen eine alternative Neuerrichtung, mit der 

oftmals eine weitere Bodenneuversiegelung verbunden wäre, verhindert und auch bestehende Inf-

rastrukturen mit kurzen Wegen besser genutzt werden. 

 

Zu Z 9 (§ 80a): 

 

Fraglich ist zunächst, warum die Einfügung systematisch nicht im Bereich der §§ 81ff gewählt wurde, 

zumal der Verweis auf „vorstehende Bestimmungen“ bei § 80a völlig unpassend erscheint. 

 

Inhaltlich wird ausdrücklich und vollinhaltlich auf die Kritikpunkte zu Z 5 (§ 76b) verwiesen. 
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Gerade im Bereich der Planung, Errichtung (Montage und Anschluss) von Photovoltaikanlagen soll-

ten die gesetzlichen Vorgaben nicht zu einer Marktverknappung und Verteuerung führen. 

 

Es erscheint auch nicht nachvollziehbar, warum damit eine Differenzierung zwischen im Rahmen 

eines Gewerbebetriebes und solchen in rein privatem Umfeld genutzten PV-Anlagen festgelegt 

wird, ohne dafür sachliche Gründe darstellen zu können. 

 

Unklar ist schließlich auch, ob das vorgesehene Prüfintervall (5 Jahre) den einschlägigen elektro-

technischen Regeln entspricht. 

 

Zu Z 10 (§ 82c): 

 

Entgegen den Ausführungen in den Erläuterungen sollte angedacht werden, dass nach Aufforde-

rung der Behörde auch eine Pflicht zur Übermittlung besteht (ähnlich wie bei § 82b-Befunden). 

 

Demgegenüber muss jedoch unbedingt eine Datenflut zur Behörde verhindert werden, die durch 

eine unaufgeforderte Übermittlung von Attesten und Befunden entstehen würde. Um eine solche 

Datenflut erfolgreich zu verhindern, sollte klargestellt werden, dass ohne Aufforderung übermittelte 

Unterlagen unbeachtlich und von der Behörde nicht zu behandeln sind. 

 

Am Ende des Abs. 2 sollte daher unbedingt folgender Satz ergänzt werden: 

 

„Unterlagen, die ohne Verpflichtung oder Aufforderung an die Behörde übermittelt werden, sind von 

dieser nicht in Behandlung zu nehmen.“ 

 

Weiters könnte in diesem Zusammenhang klargestellt werden, dass die rein digitale Aufbewahrung 

ausreichend ist, wenn vor Ort bei einer Kontrolle eine Einsichtsmöglichkeit für die kontrollierenden 

Personen besteht. 

 

Zu Z 11 (§ 90a): 

 

Die Einführung eines „Standortbereinigungsverfahrens“ wird grundsätzlich begrüßt. Die Praxis zeigt, 

dass natürliche Personen in einzelnen Fällen ihren Gewerbestandort an einer Wohnadresse einer 

dritten Person ohne deren Wissen in der Regel zum Schein anmelden und das Gewerbe dort de facto 

gar nicht ausüben. Den aufgekommenen Fällen ist gemeinsam, dass die Gewerbetreibenden die 

Wohnadresse der dritten Person nicht nur als Gewerbestandort, sondern - entgegen den tatsächli-

chen Verhältnissen - bereits im Vorfeld nach den melderechtlichen Vorschriften auch als Wohnsitz 

angeführt haben (oftmals erfolgte der Eintrag im ZMR aufgrund einer gefälschten Unterschrift der 

unterkunftgebenden Person am Meldezettel). Diese Fälle führten zu einer durch die vermeintlich 

unterkunftgebende Person veranlassten amtlichen Abmeldung des Wohnsitzes durch die Meldebe-

hörde. In weiterer Folge begehrte die vermeintlich unterkunftgebende Person bei der Gewerbebe-

hörde die „Löschung“ ihrer Adresse im GISA. Aktuell kann einem solchen Begehren nur bedingt ent-

sprochen werden, weil es keinen für diese Fallkonstellation passenden Entziehungs- bzw. Lö-

schungstatbestand gibt. Darüber hinaus sind der Gewerbebehörde auch Fälle bekannt, in denen 

natürliche Personen an einem Standort, an dem sie gleichzeitig ihren Wohnsitz begründen, ein freies 

Gewerbe angemeldet haben, dieses dort zunächst ausüben, in der Folge die Tätigkeit jedoch einstel-

len, ohne ihre Berechtigung zurückzulegen (erfahrungsgemäß handelt es sich dabei überwiegend 
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um das Gewerbe „Personenbetreuung“, wobei die Personen oftmals in ihre Heimatstaaten bzw. Her-

kunftsstaaten zurückgekehrt und nicht mehr in Österreich gemeldet sind). Auch davon erfährt die 

Gewerbebehörde in der Praxis von der am Gewerbestandort weiteren wohnhaften Person, die aktiv 

die „Löschung“ ihrer Adresse als Gewerbestandort begehrt, nachdem bereits eine amtliche Abmel-

dung des Wohnsitzes veranlasst worden ist. Vor diesem Hintergrund wird die Intention der neuen 

Regelung befürwortet. Aufgrund der Komplexität von § 90a in der Fassung des Entwurfes und den 

damit verbundenen Vollziehungsfragen lässt sich die Bestimmung jedoch nicht in Einklang mit den 

Grundsätzen der Entbürokratisierung und Verwaltungsvereinfachung bringen. 

 

Den Erläuterungen zu Abs. 1 zufolge hat die Gewerbebehörde im ersten Schritt auszuforschen, ob 

zwischen der antragstellenden und der gewerbeberechtigten Person ein relevanter zivilrechtlicher 

Prozess anhängig ist. In weiterer Folge ist zudem auch der Ausgang eines zivilgerichtlichen Eigen-

tums- oder Besitzstörungsverfahrens zu erheben. Unklar ist jedoch, wie dies seitens der Gewerbe-

behörde in Erfahrung gebracht werden kann, wenn die antragstellende Person das verschweigt und 

die gewerbeberechtigte Person - was im Anwendungsbereich der Bestimmung der Regelfall sein 

wird - nicht erreichbar ist. Denkbar ist eine Anfrage beim Bezirksgericht, in dessen Zuständigkeitsbe-

reich sich die betroffene Liegenschaft befindet. Dabei darf jedoch einerseits nicht übersehen wer-

den, dass der Gerichtsstand von den Parteien frei vereinbart werden kann, sodass die Behörde wie-

derum auf deren Mitwirkung, eventuell vorhandene schriftliche Vereinbarungen vorzulegen, ange-

wiesen ist. Insgesamt erscheint es daher unklar, welche konkreten Ermittlungsschritte die Gewerbe-

behörde zur Prüfung der Zulässigkeit des Feststellungsantrages zu setzen hat bzw. wann eine aus-

reichende Ermittlung erfolgt ist. Andererseits wird hinterfragt, ob die Gerichte den Umstand der 

Anhängigkeit und insbesondere den Ausgang eines angefragten zivilgerichtlichen Verfahrens ohne 

gesetzliche Grundlage beauskunften. Es wird daher dringlich angeregt, jedenfalls eine Verpflichtung 

der Gerichte zu Erteilung der erforderlichen Auskunft festzulegen. 

 

Abs. 2 sieht vor, dass die Behörde innerhalb von vier Wochen ab Einlangen des vollständigen und 

zulässigen Antrages einen Augenschein an Ort und Stelle vorzunehmen hat. Zur vierwöchigen Frist 

führen die Erläuterungen aus, mit Ausnahme der Ermittlung, ob ein relevanter zivilrechtlicher Pro-

zess anhängig sei, seien keine behördlichen Vorbereitungsarbeiten notwendig, auch die Beiziehung 

von Sachverständigen werde nicht erforderlich sein, sodass die Frist für die Behörde bewältigbar sei. 

Die Formulierung wirft zunächst die Frage auf, ob auch die - für die Frage der Zulässigkeit des An-

trages relevanten - Ermittlungen zur allfälligen Anhängigkeit eines Gerichtsverfahrens in die Frist 

einzurechnen sind. Hier erscheinen der Wortlaut der Bestimmung von Abs. 2 (arg. „vier Wochen ab 

Einlangen des vollständigen und zulässigen Antrags“) und die Erläuterungen widersprüchlich. Sofern 

die Ermittlungen zur Zulässigkeit des Feststellungsantrages innerhalb der normierten Frist zu erfol-

gen haben, scheint diese jedenfalls zu knapp bemessen. Nicht nachvollziehbar ist zudem, warum die 

Erläuterungen davon ausgehen, die Beiziehung von Sachverständigen am zu überprüfenden Gewer-

bestandort werde nicht erforderlich sein, nachdem an anderer Stelle festgehalten wird, die Behörde 

habe auch festzustellen, ob und welche Betriebsmittel vorhanden sind. 

 

Gemäß Abs. 7 hat die Behörde die Nichtausübung des Gewerbes mit Bescheid festzustellen. Nach 

Rechtskraft des Bescheides ist im GISA die Ausübung des Gewerbes im betreffenden Standort als 

beendet einzutragen, die Gewerbeberechtigung bleibt jedoch vorerst weiterhin aufrecht bestehen. 

Sie endet gemäß Abs. 8 erst dann, wenn die gewerbeberechtigte Person innerhalb einer Frist von 

acht Wochen keinen neuen Standort bestimmt. Diese Regelung führt zu dem der Gewerbeordnung 

bisher fremden Konstrukt einer vorhanden Gewerbeberechtigung ohne Gewerbestandort. Hinter-
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fragt wird, ob Abs. 7 und 8 nicht insofern komprimiert werden könnten, als die Endigung der Ge-

werbeberechtigung bereits an die bescheidmäßige Feststellung der Nichtausübung des Gewerbes 

geknüpft wird, um das Verfahren zu straffen. 

 

Im Hinblick auf die eingangs dargestellte Praxissituation wird daher hinterfragt, ob den Bedürfnissen 

der Praxis nicht auch mit einem neuen Entziehungstatbestand Rechnung getragen werden könnte. 

Es wird daher angeregt, in § 88 folgenden neuen Abs. 3 einzufügen: 

 

„Die Gewerbeberechtigung ist zu entziehen, wenn der Standort des Gewerbetreibenden der genauen 

Anschrift seines Wohnsitzes, der zum Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung nachgewiesen worden ist, 

entspricht, und die Meldebehörde nachträglich die Abmeldung des Wohnsitzes von Amts wegen 

nach den Vorschriften des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der jeweils geltenden Fassung 

durchgeführt hat. Von der Entziehung ist abzusehen, wenn der Gewerbetreibende spätestens zu-

gleich mit der Beschwerde gegen den erstinstanzlichen Bescheid, mit dem die Entziehung verfügt 

worden ist, 

 

1. die zivilrechtliche Verfügungsbefugnis über den Wohnsitz nachweist oder 

2. die Verlegung des Betriebes des Gewerbes in einen anderen Standort anzeigt.“ 

 

Die Formulierung ist an die übrigen Entziehungstatbestände des § 88 GewO 1994 angelehnt. Die 

Parteirechte der gewerbeberechtigten Person werden im Rahmen des Entziehungsverfahrens ge-

wahrt. Die Zustellung erfolgt nach den allgemeinen Regelungen des Zustellgesetzes. Spezielle Zu-

stellregelung, wie in § 90a in der Fassung des Entwurfes vorgesehen, scheinen entbehrlich, zumal 

diese auch für die in § 88 geregelten Konstellationen vom Gesetzgeber nicht als erforderlich erachtet 

worden sind. Der Umstand der amtlichen Abmeldung geht aus dem Zentralen Melderegister hervor, 

dessen Abfrage gemäß § 365a Abs. 5 GewO 1994 zulässig ist. 

 

Darüber hinaus darf an dieser Stelle auch vorgeschlagen werden, in § 88 Abs. 2 und 4 den Zeitraum 

der Nichtausübung, der zur Entziehung der Gewerbeausübung führt, jeweils zu verkürzen; konkret in 

Abs. 2 auf ein Jahr und in Abs. 4 auf zwei Jahre. 

 

Schließlich wird in diesem Zusammenhang dringlich angeregt, die in § 87 Abs. 1 letzter Satz 

GewO 1994 normierte Annahme des Nichtvorliegens der erforderlichen Zuverlässigkeit im Falle der 

rechtskräftigen Feststellung als Scheinunternehmen gemäß § 8 Abs. 3 Z 4 des Sozialbetrugs-

bekämpfungsgesetzes (SBBG) auf sämtliche Fälle des § 8 Abs. 3 SBBG auszudehnen, in denen das 

Vorliegen eines Scheinunternehmens rechtskräftig festgestellt worden ist. 

 

Zu Z 12 (§ 114 zweiter Satz): 

 

Den Erläuterungen zufolge soll mit dieser Bestimmung ausdrücklich klargestellt werden, dass in Zu-

sammenhang mit dem Ausschank und der Abgabe von Alkohol an Jugendliche die Ausweisleistung 

mittels E-ID eine zulässige Methode ist, um das Alter der Jugendlichen festzustellen. Es wird darauf 

hingewiesen, damit sei keine Minderung der Anforderungen zur Vermeidung von Alkoholabgabe an 

Jugendliche verbunden, da die Regelung nur die Ausgabe innerhalb von Betriebsräumen erfasse; die 

Ausgabe von Alkohol aus Automaten außerhalb von Betriebsräumen sei gemäß § 52 Abs. 2  

GewO 1994 unverändert verboten. Gleichzeitig wird aber festgehalten, dass die Personenvalidierung 

mittels E-ID auch für Automatenshops tatsächlich anwendbar sei. 
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Bei den in den Erläuterungen angeführten „Automatenshops“ handelt es sich um Räumlichkeiten, in 

denen ausschließlich Automaten aufgestellt sind, aus welchen unter anderem alkoholische Getränke 

bezogen werden können. Personal ist nicht anwesend. Eine konsumierende Person betritt den 

Raum, kauft aus einem oder mehreren Automaten alkoholische Getränke und verlässt den Raum 

dann wieder. Oftmals sind diese Räume vom Gehsteig aus lediglich durch eine Zarge ohne Tür be-

tretbar. In Zusammenschau mit dem Umstand, dass die Warenabgabe aus Automaten vom Anwen-

dungsbereich des Öffnungszeitengesetzes 2003 ausgenommen ist, führt dies dazu, dass Jugendli-

che, sofern sie sich mittels E-ID ausweisen, rund um die Uhr zum Konsum von Alkohol eingeladen 

werden.  

 

In den Materialien zur Gewerbeordnungsnovelle 1973 (vgl. BGBl. Nr. 50/1974; RV 395 Blg NR 13.  

GP, 149) wird zum in § 52 Abs. 2 normierten Verbot des Ausschankes und Verkaufes von alkoholi-

schen Getränken außerhalb der Betriebsräume durch Automaten festgehalten, dass die Einhaltung 

dieses gesetzlichen Verbotes voraussetze, dass Alkoholausgabeautomaten nur an solchen Orten, 

etwa in Betriebslokalitäten, aufgestellt werden dürfen, wo sie vom Gewerbetreibenden ständig 

überwacht werden können. Es scheint fraglich, ob der Gesetzgeber damals auch „Automatenshops“ 

ohne Personal vor Augen hatte. Die Materialien zur zweiten Gewerbeordnungsnovelle im Jahr 2008 

(BGBl. I Nr. 42/2008, AB 420 Blg NR 23. GP, 10 f), mit der § 114 verschärft wurde, führen außerdem 

wie folgt aus: „Der Alkoholmissbrauch insbesondere bei Jugendlichen erscheint als gesellschaftliches 

Problem. Bekannt wurden zuletzt Vorkommnisse wie das sogenannte ´Koma-Trinken`, bei denen 

insbesondere jugendliche Personen - ohne sich des ganzen Ausmaßes möglicher negativer Folge-

wirkungen bewusst sein zu können - schwere alkoholische Rauschzustände absichtlich herbeiführen. 

Die bereits bestehenden Vorkehrungen des Gewerberechts sollen daher noch verbessert werden.“ 

Es wird daher kritisch hinterfragt, ob die technische Weiterentwicklung der Ausweisleistung mittels 

E-ID verbunden mit dem Aufkommen der „Automatenhops“ tatsächlich zur Unterstützung des Alko-

holmissbrauches bei Jugendlichen genutzt werden soll oder nicht vielmehr eingehend geprüft wer-

den sollte, den Ausschank und den Verkauf von alkoholischen Getränken durch Automaten gänzlich 

zu verbieten (wie es beim Verkauf von Arzneimitteln und Heilbehelfen gemäß § 52 Abs. 2  

GewO 1994 der Fall ist), beziehungsweise diesen alternativ jedenfalls nur bei gleichzeitiger Anwe-

senheit von Personal zuzulassen. 

 

Im Übrigen scheint auch fraglich, wie bei einer Ausweisleistung mittels E-ID die Einhaltung der Be-

stimmung des § 112 Abs. 5 GewO 1994, wonach die Gastgewerbetreibenden verpflichtet sind, Perso-

nen, die durch Trunkenheit, durch ihr sonstiges Verhalten oder ihren Zustand die Ruhe und Ordnung 

im Betrieb stören, keine alkoholischen Getränke mehr auszuschenken, gewährleistet werden kann. 

 

Schließlich ist in Zusammenhang mit dem Verbot des § 52 Abs. 2 GewO 1994 noch auf ein weiteres 

Praxisproblem hinzuweisen. Nach der Rechtsprechung einiger Landesverwaltungsgerichte ist für die 

Erfüllung des Tatbestandes einer Übertretung des § 52 Abs. 2 GewO 1994 erforderlich, die Abgabe 

von Alkohol an einen Jugendlichen konkret nachzuweisen (vgl. etwa zuletzt LVwG Tirol vom 

4. Dezember 2025, LVwG-2025/17/2410-1). Anzeigen, wonach Gewerbetreibende alkoholische Ge-

tränke in Automaten (lediglich) anbieten, gehen daher ins Leere. Es wird daher angeregt, die Novelle 

jedenfalls zum Anlass zu nehmen, um die Strafbestimmung des § 367 Z 1 GewO 1994 zu präzisieren 

und klarzustellen, dass es für die Erfüllung des Tatbestandes des § 52 Abs. 2 ausreicht, wenn mit al-

koholischen Getränken befüllte Automaten aufgestellt, sohin alkoholische Getränke über einen Au-

tomaten angeboten werden, um das Alkoholverbot für Jugendliche effektiv gewährleisten zu kön-

nen. 
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Durch die in Aussicht genommene Verankerung der E-ID in der Gewerbeordnung als zulässiger Al-

tersnachweis ergeben sich weitere Möglichkeiten, den Jugendschutz bei der Gewerbeausübung 

mitzuberücksichtigen. Wünschenswert wäre, mittels Verordnung gemäß § 52 Abs. 3 GewO 1994 

festzulegen, dass gewerbliche Tätigkeiten in Form des Warenverkaufes nur dann mittels Automaten 

ausgeübt werden dürfen, wenn eine Altersüberprüfung mittels E-ID erfolgt. 

 

Zu Z 13 (§ 333b): 

 

Diese Bestimmung erlaubt die Vorlage von Beilagen in englischer Sprache. Text- und Wortbedeu-

tungen in Beilagen, die in englischer Sprache ausgeführt sind, sollen in der Variante der englischen 

Sprache zu verstehen sein, die von der die Beilage ausstellenden Person verwendet wird. Dazu ist zu 

bemerken, dass gemäß Art. 8 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) die deutsche Sprache 

die Staatssprache der Republik ist. Dies bedeutet, dass Behörden in Österreich im Verwaltungsver-

fahren ausschließlich Deutsch für die Kommunikation verwenden dürfen. Falls Unterlagen in einer 

anderen Sprache eingereicht werden, kann eine Übersetzung verlangt werden. Die vorgeschlagene 

Bestimmung weicht hiervon ab und ist daher verfassungsrechtlich nicht zulässig. 

 

Englischsprachige Unterlagen zu besonderen technischen Projekten werden schon jetzt in Einzelfäl-

len ausnahmsweise akzeptiert. Eine Pflicht dazu sollte nicht festgeschrieben werden, zumal die meis-

ten Unterlagen (z. B: technische Datenblätter) im Internet auf Knopfdruck in zahlreichen Sprachen 

verfügbar sind. 

 

Sensibel könnte die verwendete Sprache nämlich werden, wenn Nachbar*innen in diese Unterlagen 

im Rahmen ihrer Parteistellung im Betriebsanlagenverfahren Einsicht nehmen wollen, jedoch der 

englischen Sprache nicht mächtig sind. Ebenso wird es kritisch gesehen, wenn in berufsrechtlichen 

Verfahren sensible Abgrenzungen von Tätigkeiten und detaillierte Tätigkeitsbestätigungen zu beur-

teilen sind, für die auch Maturaniveau nicht als ausreichend anzusehen ist. 

 

Darüber hinaus ist die Bestimmung auch aus verfahrensökonomischen Gründen abzulehnen, da die 

Behörde eine Übersetzung der Texte sowie eine Überprüfung der Echtheit vorgelegten Urkunden 

veranlassen muss, was zu Mehrkosten und längerer Verfahrensdauer führt. Eine Pflicht zur Überset-

zung sollte nicht zu Lasten und Kosten der Behörden festgelegt werden. 

 

Zu Z 14 (§ 353 Z 3): 

 

Es ist davon auszugehen, dass von dieser Bestimmung auch die konzentriert anzuwendenden landes-

rechtlichen Materien umfasst sein sollen. Für eine ordnungsgemäße Vollziehung der mitanzuwen-

denden Bestimmungen ist jedoch auch im konzentrierten Verfahren die erforderliche Anzahl der Un-

terlagen nach den jeweiligen Materiengesetzen vorzulegen, um allen Parteien des Verfahrens und 

allen beteiligten Stellen sowie den zu beteiligenden Sachverständigen eine ordnungsgemäße und 

rasche (gleichzeitige) Befassung zu ermöglichen. Die Beschränkung auf eine einfache Ausfertigung 

wirkt einem raschen Vollzug und somit der verfolgten Intention einer Verfahrensvereinfachung ent-

gegen. 

 

Bezüglich der einzureichenden Unterlagen ist auch zu bedenken, dass die Anforderung an befugte 

Planverfasser*innen (§ 63 Abs. 1 lit. a der Bauordnung für Wien - BO) in Verbindung mit § 67 BO wohl 

als materiellrechtliche Anforderung zu sehen und dann auch im konzentrierten Verfahren mitzube-
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achten ist. Für vollständig vorgelegte und schlüssige Unterlagen gilt gemäß § 67 BO die widerlegba-

re Vermutung der inhaltlichen Richtigkeit. Überdies sind auch die Anforderungen an die Darstellun-

gen in Bauplänen und damit an die Qualität von Bauplänen gemäß der Bauplanverordnung als mate-

riellrechtliche Bestimmungen einzustufen und haben Baupläne auch im konzentrierten Verfahren 

diesen Anforderungen gemäß Bauplanverordnung zu entsprechen. Sollte dies nicht zu beachten 

sein, würde sich der Prüfaufwand der Behörde um ein Vielfaches steigern und das Verfahren verlän-

gern. 

 

Es würden sich bei nur einer Ausfertigung nachfolgende Problematiken hinsichtlich der gemäß 

§ 356b GewO 1994 nach den Bestimmungen der Bauordnung durchzuführenden Folgeverfahren 

ergeben, da die Bauordnung auf das Bestehen von drei Ausfertigungen abstellt, so sind etwa auf der 

Baustelle u.a. Baupläne aufzulegen, die nach diesem Gesetz ausgeführt werden dürfen (§ 127 Abs. 2 

BO). Hieraus ergeben sich etwa auch Gründe für eine Baueinstellung bei Abweichungen und Gefahr. 

Weiters benötigt die Behörde entsprechende Baupläne zur Vornahme ihrer Überprüfungen der Bau-

führung wie auch zur späteren Beurteilung des Baukonsenses. 

 

Sobald und soweit den Behörden die technische Möglichkeit eröffnet ist, mit bloß digitalen Einrei-

chungen ein Auslangen zu finden und diese Verfahren digital abzuwickeln, wird sich diese Beschrän-

kung ohnedies erübrigen. 

 

Grundsätzlich bleibt es Antragstellenden überlassen, ob die unterschiedlichen Materien in getrenn-

ten Unterlagen bzw. Plänen oder zusammengefasst in einem Gesamtplan dargestellt werden. Dies 

steht immer unter der Maßgabe und Anforderung der Lesbarkeit und Beurteilbarkeit von Einreich-

unterlagen. Eine Überfrachtung von Plänen mit unterschiedlichsten Darstellungen und farblichen 

Bedeutungen kann die Lesbarkeit stark einschränken und damit auch zur eingeschränkten Schlüs-

sigkeit und Nachvollziehbarkeit von (ausgedruckten) Plänen führen. Es wird daher zweckmäßig sein, 

in der Regel getrennte Pläne zu erstellen und vorzulegen (ausgenommen geringfügige bauliche 

Maßnahmen). 

 

Zu Z 15 (§ 356b Abs. 1): 

Verfahrenskonzentration 

Grundsätzliche Bemerkungen: 

 

Mit der vorgeschlagenen Verfassungsbestimmung soll § 356b Abs. 1 GewO 1994 dahingehend er-

weitert werden, dass im gewerblichen Betriebsanlagenrecht das One-Stop-Shop Prinzip zur Verfah-

rensbeschleunigung und Verwaltungsvereinfachung ausgebaut wird. Die Bestimmung sieht vor, 

dass zusätzlich zur Konzentration einschlägiger bundesrechtlicher Vorschriften naturschutzrechtli-

che und bautechnische Bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes mitangewendet werden sollen.  

 

Gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 8 B-VG liegen die Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie in der 

Vollzugskompetenz des Bundes und sind nach dem System des Art. 102 B-VG in mittelbarer Bundes-

verwaltung, d.h. von den Bezirksverwaltungsbehörden unter der Leitung des Bundesministers für 

Wirtschaft, Energie und Tourismus (vgl. § 381 GewO 1994) zu vollziehen. Im Unterschied dazu fällt 

das Bau- sowie das Naturschutzrecht unter die Generalklausel des Art. 15 Abs. 1 B-VG. Diese Mate-
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rien fallen daher in die Vollzugskompetenz der Länder. Daneben regelt Art. 118 Abs. 3 Z 9 B-VG, dass 

Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei jedenfalls im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu 

vollziehen sind. 

 

Der vorgeschlagene § 356b GewO 1994 schränkt insoweit die Vollzugskompetenz der Länder gemäß 

Art. 15 Abs. 1 B-VG ein bzw. greift in das verfassungsrechtlich verankerte Selbstverwaltungsrecht der 

Gemeinden hinsichtlich Art. 118 Abs. 3 Z 9 B-VG ein. Diese Einschränkung der Vollziehungskompe-

tenzen der Länder sowie der Vollzugskompetenz der Gemeinden wird abgelehnt. Nach mehreren 

Beschlüssen der Landeshauptleutekonferenz wird Kompetenzänderungen zu Lasten der Länder nur 

in Form eines Gesamtpaketes und unter der Voraussetzung eines adäquaten Ausgleichs an anderer 

Stelle zugestimmt. Im Übrigen wird auf die Reformpartnerschaft hingewiesen. Die darin erzielten 

Ergebnisse sind abzuwarten. 

 

Es ist darauf zu verweisen, dass bereits nach der aktuellen Rechtslage die Behörde gemäß § 39 Abs. 2 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) auf Antrag für ein Vorhaben die Ver-

fahren zu mehreren Bewilligungen zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden 

und mit den von anderen Behörden geführten Verfahren zu koordinieren hat. Eine getrennte Ver-

fahrensführung ist zulässig, wenn diese im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 

Kostenersparnis gelegen ist. In verbundenen Verfahren hat die Behörde gemäß § 58a AVG über die 

erforderlichen Genehmigungen in einem Bescheid zu entscheiden. Die langjährige Verwaltungspra-

xis zeigt jedoch, dass von Projektwerber*innen derartige Anträge zur Verbindung von Baubewilli-

gungsverfahren, naturschutzgesetzlichen Bewilligungen und Betriebsanlagenverfahren faktisch 

nicht gestellt werden. Die bestehende Koordinationsverpflichtung und praxisnahe Handhabung 

durch die Behörden in Österreich dürfte somit bestens funktionieren. 

 

Weiters bestehen grundlegende Unterschiede zwischen den Verfahren nach der Gewerbeord-

nung 1994, den Bauordnungen und den Naturschutzgesetzen. Es zeigt sich nämlich, dass in vielen 

Bereichen in den einzelnen Rechtsmaterien ganz unterschiedliche Regelungen zu denselben Fragen 

bestehen. Dazu gehören vor allem: 

 

a. Die Anforderungen an Einreichunterlagen (inhaltlich, von den Personen, die zur Erstellung 

befugt sind, Zustimmungserfordernis der Grundeigentümer*innen), 

b. der Anrainer*innenkreis für mündliche Verhandlungen und 

c. der Zeitpunkt des Erlöschens von Bewilligungen. 

 

Da sich die vorgesehene Konzentration nur auf das Verfahren bezieht, die inhaltlichen (materiell-

rechtlichen) Vorgaben aber unverändert belässt, muss auf Grund dieser wesentlichen Unterschiede 

auch verfahrensrechtlich immer erkennbar sein, welches Materienrecht gerade behandelt wird. Dies 

führt zur Notwendigkeit, auch in einem allfälligen konzentrierten Verfahren eine erkennbare Tren-

nung der einzelnen Materien in den jeweiligen Verfahrensschritten (Aufforderungen zur Mängelbe-

hebung, Verhandlungen, Bescheiderlassung, Fristsetzungen, etc.) beizubehalten. 

 

Da es im Fall der Konzentration etwa keine vereinfachten Verfahrensarten wie Bauanzeigen oder 

Testatverfahren gibt, wie sie etwa in der Bauordnung für Wien in § 62, § 70a und § 70b vorgesehen 

sind, ist mit einem behördlichen Mehraufwand im Zusammenhang mit konzentrierten Verfahren zu 

rechnen. Dies bedeutet korrespondierend auch einen entsprechenden Aufwand für die betroffenen 

Antragstellenden und Gewerbetreibenden. 
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Die mit dem Vorhaben verfolgte Intention einer Verfahrensbeschleunigung durch eine Verfahrens-

konzentration bzw. einen Ausbau des „One-Stop-Shop“-Prinzips erscheint grundsätzlich nachvoll-

ziehbar. Der vorliegende Entwurf zu einem neuen § 356b Abs. 1 erfüllt diese Intention aber nicht ein-

mal im Ansatz. Vielmehr handelt es sich im Wesentlichen um eine Kopie eines Begutachtungsentwur-

fes aus dem Jahr 2016 (XXV. Gesetzgebungsperiode, 269/ME siehe im Detail: https://www.par-

lament.gv.at/gegenstand/XXV/ME/269?selectedStage=100) und es sind die bereits damals in den 

zahlreichen und umfassenden Stellungnahmen aufgezeigten, grundlegenden Probleme nach wie vor 

unverändert und ungelöst vorhanden. 

 

Durch die im vorliegenden Entwurf wieder vorgesehene zwangsweise Verfahrenskonzentration und 

die neuerlich maßgeblichen Regelungsdefizite und das Fehlen von erkennbar notwendigen Erläute-

rungen sind schwerwiegende Nachteile sowohl für die Wirtschaftstreibenden als auch die vollziehen-

den Behörden zu befürchten und die angestrebte Verfahrensbeschleunigung und Entbürokratisie-

rung sind jedenfalls nicht zu erwarten. 

 

Mit der geplanten Novelle wird in den Kompetenzbereich der Länder nach Art. 15 B-VG eingegriffen. 

In Bezug auf Wien wird damit das bisherige Gefüge baurechtlicher Verfahren massiv verändert und 

aufgesplittet. Aufgrund der völlig unklaren Abgrenzungen zur Anwendbarkeit der vorgeschlagenen 

Bestimmung könnten davon aber auch Verfahren bzw. Bauvorhaben betroffen sein, bei denen ein 

Übergang der Zuständigkeit auf den Bund sachlich nicht gerechtfertigt ist. Es ist darauf hinzuweisen, 

dass insoweit die geplante Novelle dem Beschluss zur Reformpartnerschaft Österreich vom 6. Juni 

2025 widerspricht. 

 

Anwendungsbereich gemäß den „bautechnischen Bestimmungen“: 

 

Bei nach diesem Bundesgesetz genehmigungspflichtigen Betriebsanlagen soll nach dieser Bestim-

mung eine „auch nach den bautechnischen Bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes gesondert er-

forderliche Bewilligung“ entfallen. 

 

Bereits zu dieser grundsätzlichen Festlegung ist festzuhalten, dass sich eine Bewilligungspflicht für 

ein Bauwerk im Regelfall nicht aus den bautechnischen Bestimmungen eines Bundeslandes ergibt, 

sondern aus den baurechtlichen Bestimmungen. So fußt etwa die Bewilligungspflicht für ein Bauvor-

haben auf den baurechtlichen Bestimmungen der §§ 60ff BO und nicht unmittelbar auf den bau-

technischen Anforderungen an Bauwerke im Sinne des § 88 Abs. 2 BO in Verbindung mit den durch 

die Wiener Bautechnikverordnung für verbindlich erklärten OIB-Richtlinien. 

 

Sofern der vorliegende Entwurf in dieser Bestimmung weiter normiert, dass „aber deren materiell-

rechtlichen Genehmigungs-(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwenden 

sind”, ist darauf zu verweisen, dass diese bautechnischen Bestimmungen auch keine Genehmigungs-

(Bewilligungs-)Regelungen enthalten. 

 

Es kann daher bereits an dieser Stelle ausgeführt werden, dass es in Wien keine „nach den bautechni-

schen Bestimmungen erforderliche Bewilligung“ gibt und sohin kein Anwendungsfall für eine diesbe-

zügliche Konzentration anzunehmen ist. 

https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXV/ME/269?selectedStage=100
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXV/ME/269?selectedStage=100
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Im Ergebnis bleibt damit durch diese Regelung und Wortwahl im Entwurf ein erhebliches Ausmaß an 

Rechtsunsicherheit übrig, zumal dem Gesetzgeber ja nicht unterstellt werden soll, inhaltsleere An-

ordnungen - noch dazu im Verfassungsrang - treffen zu wollen. 

 

Geltende raumordnungs- und flächenwidmungsrechtliche Bestimmungen: 

 

Im vorliegenden Entwurf findet sich keine Festlegung, wonach die für die Anlage geltenden raum-

ordnungsrechtlichen und flächenwidmungsrechtlichen Bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes 

zu beachten sind. Es ergibt sich hieraus etwa die Fragestellung, nach welchen gesetzlichen Bestim-

mungen bzw. Methoden etwa eine Gebäudehöhe zu berechnen und damit die Einhaltung der Best-

immungen eines Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes zu beurteilen ist. 

 

Da die raumordnungsrechtlichen Bestimmungen nicht als Teil der bautechnischen Bestimmungen 

anzusehen sind, unterliegen sie nicht der Konzentration und stehen weiter in Geltung. Folglich ist für 

diese „Gebäudehülle“ eine gesonderte Baubewilligung jedenfalls erforderlich. 

 

Beispiel Kurzzeitvermietung bzw. Beherbergung: 

 

Im Zusammenhang mit der Errichtung einer Betriebsanlage zur Nutzung von Räumlichkeiten für 

Kurzzeitvermietung kann die Berücksichtigung bautechnischer Anforderungen erforderlich sein wie 

auch hinsichtlich einer Beherbergungsstätte i. S. d. § 121 BO. Eine besondere Problematik besteht 

jedoch, falls hierfür Räumlichkeiten von bisherigen Wohnungen herangezogen werden sollen, insbe-

sondere wenn diese in einer Wohnzone i. S. d. § 7a BO gelegen sind. In Wohnzonen ist eine Auflas-

sung der Nutzung von Räumlichkeiten als Wohnung nur unter strengen Anforderungen zulässig und 

bedarf einer gesonderten Bewilligung gemäß § 7a Abs. 3 und 5 BO. Es ist jedoch nicht erkennbar, 

dass diese Anforderungen auch im Rahmen eines konzentrierten Verfahrens zu berücksichtigen 

sind. Ein Entfall dieser Bestimmungen ist für Wien keinesfalls akzeptabel, da es ein zentrales Anlie-

gen der Stadt Wien ist, Wohnraum möglichst nicht an Kurzzeitvermietung zu verlieren und damit 

einer Verknappung von Wohnraum und einer weiteren Verteuerung der Wohnkosten entgegenzu-

wirken. 

 

Bleiben diese Anforderungen aber im konzentrierten Verfahren unberücksichtigt, so ist diesbezüg-

lich jedenfalls eine gesonderte baurechtliche Bewilligung erforderlich. 

 

Zum Begriff „Erscheinungsbild der Anlage“: 

 

Unklar ist anhand der vorgeschlagenen Textierung und den vorliegenden Erläuterungen weiters 

auch, ob durch die Textierung „nach naturschutzrechtlichen Bestimmungen des jeweiligen Bundeslan-

des eine Genehmigung (Bewilligung) zum Schutz vor Auswirkungen der Anlage oder zum Schutz des 

Erscheinungsbildes der Anlage“ das Erscheinungsbild der Anlage an sich oder nur im Zusammenhang 

mit naturschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst ist. 

 

Soll sich die Thematik des Erscheinungsbildes der Betriebsanlage auf alle Rechtsmaterien beziehen, 

so stellen sich die weiterführenden Fragen, ob hier auch die Kriterien des Stadtbildes (§ 85 BO) um-

fasst sind. 
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Nach der bisherigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist unter dem Erscheinungsbild einer 

Betriebsanlage die Übereinstimmung der äußeren Form und Gestaltung dieser Betriebsanlage mit 

der Widmung und Betriebsart des Gebäudes zu verstehen (z. B: „dass ein Eissalon wie ein Eissalon 

und nicht wie eine Tankstelle gestaltet ist“). Zur Bestimmung des § 356b GewO 1994 ergab sich aus 

den Erläuterungen zum gleichlautenden Entwurf aus 2016, dass damit insbesondere auch der 

Denkmalschutz gemeint sei. 

 

Den Bestimmungen der Gewerbeordnung liegt somit offenbar ein statisches, rein objektbezogenes 

Verständnis des Erscheinungsbildes zu Grunde. Im Gegensatz dazu nimmt die Wiener Bauordnung 

(bzw. alle Bauordnungen österreichweit) mit dem Begriff Stadtbild (bzw. Ortsbild, Landschaftsbild 

etc.) Bezug auf die Einfügung des jeweiligen Objektes in ein weiteres Umfeld. Diese Anforderungen 

im Sinne des § 85 BO werden als materiellrechtliche Bestimmungen zu sehen sein. Daher werden 

auch in einem konzentrierten Bewilligungsverfahren diese Anforderungen der Übereinstimmung der 

Betriebsanlage mit dem Stadtbild mit zu berücksichtigen sein. In diesem Zusammenhang sind auch 

die Bewilligungstatbestände für Abbrüche von Bauwerken in Schutzzonen und nicht zuletzt das 

UNESCO-Weltkulturerbe zu beachten.  

 

Massive Auslegungsfragen und Rechtsunsicherheit wird auch im Zusammenhang mit der baurechtli-

chen Bewilligungspflicht von Abbrüchen von Bauwerken (etwa in Schutzzonen) auslösen, zumal eine 

Betriebsanlagengenehmigung keinen Bezug zum Abbruch bestehender Gebäude beinhaltet.  

 

Offenbar wurden vor der Erstellung des vorliegenden Entwurfs erneut keine Überlegungen zu den zu 

erwartenden realistischen Abläufen und Szenarien im Rahmen der konzentrierten Verfahren ange-

stellt. Dies betrifft insbesondere auch die undifferenzierte Konzentration baubehördlicher Verfahren 

mit Betriebsanlagengenehmigungsverfahren. Eine derartige Konzentration kann nur in Abhängigkeit 

von der Größe, Situierung und der Ausgestaltung der jeweiligen Betriebsanlage und des Gebäudes, in 

welchem sich diese befinden soll, zu zweckmäßigen Synergieeffekten führen. Die fehlenden Rege-

lungen und Klarstellungen sowie die Nichtvornahme einer derartigen Differenzierung wird jedenfalls 

etwa zu den folgenden Problem- und Fragestellungen führen:  

 

a. Als „bautechnische Bestimmungen“ werden in der Praxis nur die technischen Bauvorgaben nach den 

geltenden Richtlinien des österreichischen Instituts für Bautechnik (OIB) verstanden. Auch im Zu-

sammenhang mit den bestehenden Vollzugsproblemen und der Judikatur des VwGH zu diesem 

gleichlautend verwendeten Begriff im AWG 2002 ist unklar, wie weit dieser Begriff tatsächlich auszu-

legen sein wird. Fragen der Flächenwidmung, der Bebauungspläne, der Belichtung, etc. stellen bau-

rechtliche Bestimmungen dar, nicht aber bautechnische, und werden daher jedenfalls von den zu-

ständigen Baubehörden weiterhin Parallelverfahren außerhalb der Konzentration durchzuführen 

sein. Es ist auch zu befürchten, dass Genehmigungen für Vorhaben im konzentrierten Verfahren folg-

lich nicht untersagt werden können, obwohl die Art der Bebauung den raumordnungsrechtlichen 

Vorgaben und Widmungen eindeutig widerspricht. 

 

In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bautechnische Bestimmungen 

nur einen Teil der für die Bewilligung eines Bauwerks maßgeblichen Bestimmungen bilden. So sind 

etwa gemäß § 88 Abs. 2 BO bautechnische Anforderungen an Bauwerke: 
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1. Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 

2. Brandschutz 

3. Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz 

4. Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit 

5. Schallschutz 

6. Energieeinsparung und Wärmeschutz 

 

In Wien werden diese Anforderungen zwar bei Einhaltung der bautechnischen OIB-Richtlinien erfüllt. 

Nach der Bauordnung für Wien und ihren Nebengesetzen fallen darüber hinaus insbesondere die 

folgenden für ein Bauwerk wesentlichen Regelungsbereiche nicht unter den Begriff der bautechni-

schen Bestimmungen: 

 

1. Gebäudehöhe 

2. Ausnutzbarkeit von Bauplätzen 

3. Abstandsvorschriften 

4. Bestimmungen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes zur konkreten Liegenschaft, 

z. B: Bauklasse, flächenmäßige Ausnutzbarkeit eines Bauplatzes, Zulässigkeit von gewerbli-

chen Betrieben (überhaupt oder in bestimmten Bereichen der Liegenschaft oder des Gebäu-

des, zulässige Nutzung von Geschoßen, Abstandsbestimmungen, Lage des Baukörpers, Ge-

staltung der nicht bebauten Flächen, etc.) 

5. Ausnahmegenehmigungen 

6. Solarverpflichtung 

7. Verpflichtung zur Schaffung von Stellplätzen, Ladestationen 

8. Ortsbildschutz 

 

Maßgebliche Charakteristika eines Bauwerks ergeben sich daher in besonderem Maße anhand der 

nicht-bautechnischen Anforderungen wie insbesondere aus seiner Höhe, seiner flächenmäßigen 

Ausdehnung und der allgemeinen Ausgestaltung des Baukörpers. So beziehen sich die subjektiv-

öffentlichen Nachbarrechte gemäß § 134a BO im Wesentlichen auch auf diese nicht-bautechnische 

Kriterien des Bauvorhabens. Es ist unsachlich und gleichheitswidrig, wenn Bauwerke ohne Berück-

sichtigung dieser Regelungen errichtet werden. In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuwei-

sen, dass mit dem aktuellen Entwurf nicht sichergestellt wird, dass weiteren grundlegenden bau-

rechtlichen Bestimmungen wie etwa zur Bauplatzschaffung, zu Abtretungen und zu Einbeziehungs-

verpflichtungen in einem konzentrierten Verfahren ausreichend Rechnung getragen wird.   

 

Dieses dargelegte Begriffsverständnis von „bautechnischen Bestimmungen“ bzw. von „Genehmigun-

gen (Bewilligung) nach den bautechnischen Bestimmungen“ entspricht nicht nur dem Verständnis im 

Sinne des Wiener Baurechts, sondern auch im Sinne der Baurechte aller Bundesländer. Dies verdeut-

licht sich zuletzt auch in den von den Bundesländern gemeinsam getragenen und verbindlich erklär-

ten OIB-Richtlinien. 

 

b. Ungelöst bleibt auch die Frage, wie die Genehmigung bei gemischt genutzten Gebäuden, also etwa 

bei der in allen Städten üblichen gewerblichen Nutzung im Erdgeschoß (z. B: Gast- oder Handelsge-

werbe) und darüber Wohnungen in mehreren Geschoßen, abgehandelt werden soll. Ist hier für das 

gesamte Gebäude die Gewerbebehörde im konzentrierten Verfahren zuständig oder beschränkt sich 

ihre Zuständigkeit bloß auf beispielsweise das Geschoß, in welchem die Betriebsanlage unterge-

bracht ist und allenfalls die gewerblich genutzten Stellplätze in der Tiefgarage? 
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Der schlichte Hinweis in den - ohnehin nur rudimentären - Erläuterungen, wonach „für einen Antrag 

auf Bewilligung ‚bloßer Gebäudehüllen‘ (ohne dass hier schon ein im Sinne des § 353 GewO 1994 konkret 

beschriebenes Betriebsanlagenprojekt erkennbar wäre) für eine Konzentration der Anknüpfungspunkt 

fehle“, stellt keine brauchbare Lösung dar. Es bleibt völlig unklar, ob die Zwangskonzentration etwa 

dann entsteht, wenn im Laufe des Bauverfahrens ein konkret geplantes Betriebsanlagenprojekt hin-

zukommt (diesfalls käme es sogar zu einem Behördenwechsel mitten im Verfahren auf Grund der 

Änderung der in jedem Stadium des Verfahrens wahrzunehmenden Zuständigkeit) oder ob sich die 

Konzentration nur auf den gewerblich genutzten Teil des Mischgebäudes beschränkt. 

 

Das aufgezeigte Problem würde nach dem Entwurf aber auch dann entstehen, wenn künftig etwa 

bloß anzeigepflichtige Änderungen der Betriebsanlage durchgeführt werden, die aber nach der je-

weiligen landesrechtlichen Bauvorschrift bewilligungs- oder anzeigepflichtig wären. 

 

c. Den Erläuterungen ist zu entnehmen, dass ein Anknüpfungspunkt für die Konzentrationsbestim-

mung erst dann besteht, wenn eine konkret geplante genehmigungspflichtige gewerbliche Betriebs-

anlage oder eine ebensolche Änderung vorliegt. Aus dieser dürftigen Ausführung ist aber auch nicht 

klar ableitbar, welcher konkrete Zeitpunkt dies sein soll bzw. auf Grundlage welcher Willenserklärung 

oder erkennbaren Tatsachen dieser Zeitpunkt angenommen werden darf. Dies ist aber für die Klä-

rung der Zuständigkeit von ausschlaggebender Bedeutung. Ebenso wenig ist erschließbar, wer beur-

teilt, ob eine Änderung bloß anzeigepflichtig (ohne Konzentration) oder änderungsgenehmigungs-

pflichtig ist (volle Konzentration). Unklar ist auch, wie die Baubehörde mit einer separaten Beantra-

gung einer Baubewilligung umzugehen hätte. 

 

d. Jedenfalls würde nach dem vorliegenden Entwurf bei Bauansuchen ohne konkret geplante ge-

nehmigungspflichtige Betriebsanlage die Zuständigkeit für das Bauverfahren und die anderen er-

wähnten Materien bei den ursprünglichen Behörden verbleiben. Damit wären aber einerseits gleich-

artige Parallelverfahren zu führen und hätte zudem die Baubehörde auch im baurechtlichen Geneh-

migungsverfahren jedenfalls die bautechnischen Bestimmungen anzuwenden. Völlig unklar bleibt 

damit aber auch, wie mit allenfalls widersprüchlichen Erledigungen oder leicht widersprüchlichen 

Projekten umzugehen wäre. 

 

Wie aber von der Baubehörde vorzugehen wäre, wenn erst im Laufe des anhängigen Bauverfahrens 

eine ausreichend konkretisiert geplante Betriebsanlage entsteht, lässt der Entwurf ebenfalls offen. 

Hat die Baubehörde den plötzlichen Entfall ihrer Zuständigkeit in jedem Stadium des Verfahrens un-

mittelbar wahrzunehmen und den Antrag an die Betriebsanlagenbehörde abzutreten oder ist der 

baurechtliche Antrag zurückzuweisen oder doch auf die baurechtlich übrigbleibenden Bewilligungs-

themen zu reduzieren? Was hat das für Auswirkungen auf die bisher gesetzten Verfahrensschritte 

wie etwa Verhandlungen, Verbesserungsaufträge, Nachbar*inneneinwendungen, Sachverständi-

genbeauftragungen und -beurteilungen, Fristsetzungen nach § 13 Abs. 3 AVG, etc. ? Es ist offenkun-

dig, dass dies zu erheblichen Verfahrensverzögerungen und frustrierten Aufwendungen bei den Be-

hörden und den Projektwerbenden führen würde. Auch für die betroffene Nachbarschaft scheint 

diese Rechtsunsicherheit unzumutbar. 

Ein Abstellen auf das Vorliegen eines Genehmigungsansuchens bei der Gewerbebehörde würde inso-

fern für Klarheit sorgen. Somit läge es in der Hand der Gewerbetreibenden, wann eine Konzentration 

ausgelöst wird. Wird sodann nur ein Antrag bei der Baubehörde gestellt und das Bauverfahren. 
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rechtskräftig abgeschlossen, so wird in einem nachfolgenden Betriebsanlagenverfahren eine Kon-

zentration und „neuerliche“ Erteilung einer konzentrierten Betriebsanlagen- und Baubewilligung 

nicht zulässig sein. 

Zu erwähnen wären auch bedenkliche Auswirkungen bei langdauernden Rechtsmittelverfahren und 

bei nachträglich widersprechenden Projekteinreichungen. 

 

e. Welche der baurechtlichen Vor- und Nebenverfahren sind als „nicht-bautechnische Bestimmungen“ 

weiterhin von der Baubehörde bzw. sonstigen Behörden zu vollziehen (z. B. individuelle Widmungs-

änderungen, Bauplatzerklärungen, Nutzungsänderungen, Grundabtretungen, Bekanntgabe von Be-

bauungsbestimmungen, Ausnahmebewilligung für geringfügige Überschreitung der Bauklassenhö-

he, etc.)? Wer wird die Nebentätigkeiten des „Bauverfahrens“ wie etwa Baubeginns- und Fertigstel-

lungsanzeigen, Bauführerbekanntgaben bearbeiten? Wer beurteilt die weiteren baurechtlichen Ver-

pflichtungen (z. B: Stellplatzverpflichtungen, Spielplatzverpflichtungen) und schreibt die Abgaben 

vor? Wird die Vorlagepflicht eines Energieausweises als bautechnische Bestimmung einzustufen 

sein? 

 

f. Können Bauwerbende etwa durch die Behauptung, eine unter die bundesrechtliche 2. Geneh-

migungsfreistellungsverordnung fallende Betriebsanlage errichten zu wollen, eine Konzentration 

verhindern und sich so für die separate Zuständigkeit der Baubehörde entscheiden? Was passiert, 

wenn sich im Laufe des Verfahrens etwas anderes herausstellt oder die antragstellende Person ihren 

Antrag so weit abändert, dass die Anlage nicht mehr unter die Genehmigungsfreistellung fällt oder 

eine andere als die vorgesehene (genehmigungsbefreite) Tätigkeit anstrebt? 

 

g. Wie ist damit umzugehen, wenn die gewerberechtliche Anlageninhabung mit der baurechtlichen 

konsenswerbenden Person nicht ident ist? Wie ist verfahrenstechnisch vorzugehen, wenn im Be-

triebsanlagengenehmigungsverfahren nach den verschiedenen mitkonzentrierten Bestimmungen 

unterschiedliche Personen Parteistellung haben oder erwerben können? Welche Kundmachungsver-

pflichtungen bestehen diesfalls? Die Einbeziehung von Personen mit unterschiedlichen Parteistellun-

gen und Parteirechten kann dazu führen, dass diese Parteien die Verfahren auch in Bezug auf Verfah-

rensteile (materiellrechtliche Bestimmungen) verzögern, zu denen ihnen keine Parteistellung zu-

kommt. 

 

h. Wie ist mit Änderungsgenehmigungen umzugehen, wenn die Genehmigungspflicht nur nach ei-

nem mitkonzentrierten Materiengesetz besteht? Bei wem wird etwa die bewilligungspflichtige Um-

widmung einer Wohnung in einen Betriebsraum zu beantragen sein, wenn mit der Neunutzung keine 

genehmigungspflichtige Änderung einer Betriebsanlage verbunden ist? 

 

i. Führt ein einfacher baurechtlicher Planwechsel (eine durchaus übliche, unbürokratische Änderung 

des Bauvorhabens im Laufe des Baufortschritts) zu einem zwingenden Änderungsverfahren im Sinne 

des § 81 Abs. 1 GewO 1994? Oder fällt diesfalls die Konzentration an dieser Stelle weg und ist der 

Planwechsel zulässig und die allfällige Änderung betriebsanlagentechnisch eigenständig, z. B: im 

Anzeigeverfahren, zu erledigen? Bei wem liegt die Zuständigkeit für die Beurteilung des Planwech-

sels? 

 

j. Kann es im konzentrierten Verfahren überhaupt noch - auch im Interesse der Wirtschaftstreiben-

den - vorgesehene, vereinfachte Baubewilligungsverfahren wie etwa jenes nach § 70a BO geben? 

Wie wäre in diesem konkreten Fall mit Nachbar*inneneinwendungen im Bauverfahren umzugehen, 
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zumal diese in Wien nicht von der erstinstanzlichen Baubehörde behandelt werden?  

 

k. Wie ist mit befristeten Baubewilligungen umzugehen? Entfällt bei diesen die Verfahrenskonzentra-

tion oder unterliegt die gesamte Genehmigung bloß dem Regime des § 80 GewO 1994? Ändern sich 

Baubeginns- und Bauvollendungsfristen? Wie ist gegebenenfalls mit Bausperren und befristeten 

Bausperren umzugehen? Lebt bei der Zurückziehung des Antrages auf Betriebsanlagengenehmi-

gung der baurechtliche Antragsteil weiter? Etwa wenn sich herausstellt, dass die Tätigkeit nicht mehr 

der Gewerbeordnung unterliegt, eine andere Nutzung beabsichtigt wird oder eine Genehmigungs-

freistellung normiert wird? 

 

l. Sind für die vorzulegenden Unterlagen die Vorgaben der mitkonzentrierten Materien (z. B: Planzei-

chenverordnung) nunmehr verpflichtend einzuhalten oder entfallen diese gänzlich? Hat daher etwa 

auch der Betriebsanlagenplan einen bestimmten Maßstab einzuhalten, bestimmte Farben zu ver-

wenden und darf dieser nunmehr auch nur durch befugte Planende erstellt werden? Ebenso wäre zu 

klären, ob nunmehr die betriebsanlagenrechtlichen Einreichpläne auch von allen Eigentümer*innen 

des Betriebsgrundstücks und von der geplanten bauführenden Person mitunterfertigt werden müs-

sen. Wie wäre in einem solchen Fall mit Haftungen (der Bauführenden) für eine von den betriebsanla-

genrechtlichen Bestimmungen abweichende tatsächliche Errichtung umzugehen? Bezüglich der lan-

desrechtlichen Vorgaben für die Einreichung für eine Baubewilligung darf ausdrücklich auf die Best-

immungen des § 63 Abs. 1 lit. a bis l BO hingewiesen werden. Es ist allerdings aufgrund dieser landes-

rechtlichen Vorgaben zu befürchten, dass die Übersichtlichkeit der für Betriebsanlagen erforderli-

chen Einreichunterlagen leidet und eine klare Beurteilung der Einhaltung der Schutzinteressen durch 

diese Komplexität der Unterlagen deutlich erschwert wird. 

Auch aus Sicht der betroffenen Nachbar*innen ist eine Durchsicht von bautechnischen Detailplänen 

oftmals nicht zumutbar. Dies wird voraussichtlich zu einem deutlichen Anstieg des Beratungs- und 

Anleitungsaufwandes bei den Behörden und zu deutlich mehr (präventiven) Einwendungen seitens 

der Nachbarschaft führen. Dies wiederum wird wohl weitere Verfahrensverzögerungen nach sich 

ziehen. 

 

m. Ergeben sich im Falle von baurechtlich relevanten Umgestaltungen auch nachträgliche Anpas-

sungsverpflichtungen für die barrierefreie Ausgestaltung von gewerblichen Betriebsanlagen? Ent-

steht diese Pflicht auch bei sonstigen betriebsanlagenrechtlichen Änderungen ohne relevante bauli-

che Maßnahmen? 

 

n. Erhält ein*e Nachbar*in im Sinne des gewerblichen Betriebsanlagenrechts (im Immissionsbereich 

der Anlage regelmäßig aufhältige Personen) auch volle Akteneinsicht in die bautechnischen und auch 

die baurechtlichen Unterlagen, obwohl die Nachbar*innenstellung in den baurechtlichen Vorschriften 

einer anderen Definition unterliegt? Kann dadurch eine mögliche Konkurrenz detaillierte Informatio-

nen zu Errichtungen und somit eventuell Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen erlangen? 

 

o. Wie beurteilt die Gewerbebehörde, ob bei einem Vorhaben auch eine naturschutzrechtliche bzw. 

Baubewilligung überhaupt erforderlich ist, wenn dies nicht ausdrücklich beantragt wurde? Welche 

Wirkung hat die Nichtberücksichtigung einer an sich mitkonzentrierten Bewilligung? Gilt diese dann 

jedenfalls als erteilt? 

 

Dahingehend ist zu erwarten, dass bei jedem Vorhaben aus rechtlicher Vorsicht die entsprechenden 

Fachdienststellen eingebunden werden müssen, um zu beurteilen, ob eine Genehmigungspflicht 
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auch nach diesen Bestimmungen besteht. Dies wird vor allem in Fällen, in denen nachträglich in ei-

nem bestehenden Gebäude eine Betriebsanlage eingerichtet werden soll, zu massivem zusätzlichen 

Aufwand zur Feststellung des bestehenden Baukonsenses unter Einbeziehung der bisherigen Baube-

hörde führen, der sich in deutlichen Verlängerungen der Verfahrensdauer niederschlagen muss. 

 

p. Im Falle von auftretenden positiven oder negativen Kompetenzkonflikten - z. B. etwa für die Frage, 

ob eine hinreichend konkret geplante Betriebsanlage vorliegt, um die Konzentration auszulösen - 

steht eine gemeinsame sachlich in Betracht kommende Oberbehörde nicht zur Verfügung, die über 

diese Zuständigkeitsfrage abschließend entscheiden kann. 

 

q. Die geplante Änderung der GewO 1994 sieht auch keine Angaben darüber vor, wie mit der Beur-

teilung von Aufzügen in gemischten Bauvorhaben umgegangen wird. Es ist offen, wer für derartige 

Genehmigungsverfahren zuständig ist. 

 

r. Ungeklärt scheint auch, wer mit der Prüfung der landesrechtlich erforderlichen Fertigstellungsan-

zeige zu betrauen ist - oder ob diese im Regime der Gewerbeordnung gänzlich entfällt. Letzteres 

würde einen enormen Zusatzaufwand für die Behörden zur Überprüfung und „Freigabe“ der Anlage 

auslösen. Eine diesbezüglich verschärfte Problematik entsteht auch bei gemischt genutzten Bauwer-

ken. Die Fertigstellungsanzeige im Sinne der Bauordnung umfasst nämlich einerseits sicherheitstech-

nische Überprüfungen des Bauwerks und ergibt sich andererseits hieraus die Zulässigkeit der bau-

rechtlichen Nutzung des Bauwerks und der Verpflichtung zur Führung eines Bauwerksbuches. 

 

Die Beantwortung dieser aufgelisteten und wichtigsten Fragestellungen sowie die Lösung der aufge-

zeigten Problemstellungen sind für eine ordnungsgemäße und einheitliche Vollziehung absolut not-

wendig. Darüber hinaus treten speziell Probleme im dicht verbauten Stadtgebiet und bei gemischt 

genutzten Gebäuden verstärkt auf. Eine praktische, effiziente, rasche und klare Verfahrensführung ist 

mit dem übermittelten Entwurf nicht möglich. Vielmehr würde dessen Umsetzung zu den dargestell-

ten kostenintensive Vollzugsproblemen und auch (unvorteilhaften) neuen Parallelstrukturen führen. 

 

Sollten daher für die angeführten Fragestellungen keine klaren und überzeugenden Lösungen ge-

funden werden, wird die konkret vorgesehene Regelung zur Verfahrenskonzentration massive Nach-

teile, höhere Kosten und Verzögerungen für die antragsstellenden Wirtschaftstreibenden verursa-

chen. 

 

Es wird daher dringend angeregt, die Erweiterung der Verfahrenskonzentration - nach einer umfas-

senden Evaluierung der möglichen Anwendungsprobleme - auf den Umfang und die sachlich ge-

rechtfertigten Anwendungsfälle zu beschränken, in welchem tatsächlich mit Vorteilen für die Wirt-

schaftstreibenden zu rechnen ist. Die Verfahrenskonzentration sollte zudem nur auf Antrag der Ge-

werbetreibenden erfolgen, so dass es diesen zur Beurteilung frei bleibt, ob sie mehr Nutzen oder 

mehr Nachteile durch die angedachte Projekts- und Verfahrenskonzentration haben. 

 

Speziell aus der Sicht der beabsichtigten Mitkonzentration auch der naturschutzrechtlichen Bewilli-

gungen ist weiters zu ergänzen: 
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Zusätzliche Prüfpflichten für die Gewerbebehörde: 

 

Naturschutzrechtliche Bestimmungen sind im Gewerbeverfahren derzeit nur in ganz wenigen Fällen 

(weniger als 5 %) relevant, nämlich bloß dann, wenn Schutzgebiete (z. B. Landschaftsschutzgebiete) 

berührt sind oder eine gewerbliche Betriebsanlage auf unversiegelten Flächen errichtet werden soll 

und dadurch geschützte Tier- oder Pflanzenarten beeinträchtigt werden könnten. Durch den gegen-

ständlichen Entwurf würde der Behörde die zusätzliche Verpflichtung auferlegt, die naturschutz-

rechtliche Relevanz eines Projektes in allen gewerberechtlichen Betriebsanlagenverfahren zu prüfen. 

Im Zusammenhang mit den vorgesehenen behördlichen Kontrollpflichten würde dies daher nicht zu 

einer Entbürokratisierung oder Deregulierung beitragen, sondern vielmehr den Verwaltungs- und 

Vollzugsaufwand beträchtlich erhöhen. 

 

Mehr vorzulegende Unterlagen im Betriebsanlagenverfahren: 

 

Allein um beurteilen zu können, ob ein Projekt naturschutzrechtlich relevant ist, müssen speziell auf-

bereitete Unterlagen vorgelegt werden. Im Bereich des Artenschutzes ist es oft erforderlich, Erhe-

bungen (Kartierungen) am Vorhabensareal durchführen zu lassen, die mehrere Wochen oder Monate 

in Anspruch nehmen können und teilweise nur zu bestimmten Jahreszeiten vorgenommen werden 

können. Weiters ist das öffentliche Interesse an der Errichtung der Betriebsanlage darzulegen und es 

sind Projektalternativen genau zu prüfen. Dies hat zur Folge, dass die Antragstellenden unter Um-

ständen wesentlich mehr Unterlagen vorlegen müssen als bisher. 

 

Erhöhung der Verfahrensdauer für Verfahren nach der GewO 1994: 

 

Aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben sind in vielen Verfahren nach dem Wiener Naturschutzgesetz 

nicht nur naturschutzfachliche Gutachten als Entscheidungsgrundlage erforderlich. Genehmigungen 

für gewerbliche Betriebsanlagen können oft nur nach Durchführung einer Alternativenprüfung und 

einer Interessenabwägung erteilt werden, wofür aufgrund der sehr strengen Anforderungen der 

aktuellen Judikatur die Einholung zusätzlicher Gutachten erforderlich ist. Weiters sind an Verfahren 

nach den Landesnaturschutzgesetzen, die Europaschutzgebiete betreffen, in Umsetzung der Aarhus-

Konvention Umweltschutzorganisationen zu beteiligen bzw. besitzen diese ein Beschwerderecht 

gegen artenschutzrechtliche Bescheide (siehe etwa § 40a des Wiener Naturschutzgesetzes). Die Ein-

reichunterlagen sowie der Bescheid sind auf einer für diese Umweltorganisationen zugänglichen 

elektronischen Plattform kundzumachen. Die Einbettung eines solchen komplexen Verfahrens in ein 

gewerberechtliches Verfahren (das nach vier Monaten abgeschlossen sein muss) erscheint daher 

problematisch. Umso weniger zielführend erscheint daher § 359b Abs. 4a des Entwurfes, der sogar 

eine Verfahrenskonzentration im vereinfachten Betriebsanlagenverfahren mit einer verkürzten Ent-

scheidungsfrist von lediglich zwei Monaten vorsieht. Der Abschluss eines komplexen naturschutz-

rechtlichen Verfahrens innerhalb dieser Frist wird praktisch kaum möglich sein. 

 

Zusätzliche Parteien mit unterschiedlichen Rechten im Gewerbeverfahren: 

 

Die im Entwurf enthaltenen Vorgaben führen dazu, dass der Parteienkreis im Betriebsanlagenverfah-

ren zu erweitern ist, unter anderem um Umweltorganisationen und in Wien etwa die Wiener Umwelt-

anwaltschaft. In der Praxis und in Verhandlungssituationen sind Schwierigkeiten zu erwarten, wenn  
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Personengruppen mit unterschiedlichen Parteienrechten eingebunden werden müssen. Dies wird zu 

einem administrativen Mehraufwand, verbunden mit längeren Verfahrensdauern, führen. 

 

Sonstige Anmerkungen zu § 356b: 

 

In bestimmten Fallkonstellationen - wenn sich z. B: aus dem naturschutzrechtlichen Verfahrensteil 

eine notwendige, wesentliche Projektänderung ergibt oder wenn bereits Vorarbeiten wie die Bau-

feldfreimachung artenschutzrechtlich relevant sind - bringt das Vorziehen des naturschutzrechtli-

chen Verfahrens für den*die Konsenswerber*in Vorteile, da im Falle einer Verfahrenskonzentration 

unter Umständen Verzögerungen im Projektablauf eintreten und bei Einreichmängeln wesentlich 

umfangreichere Unterlagen überarbeitet werden müssen. Im Falle einer rechtskräftigen Verweige-

rung der naturschutzrechtlichen Bewilligung ersparen sich die Antragstellenden frustrierte Aufwände 

für die Anlagendetailprojektierung. 

 

Weiters erscheint im Entwurf nicht eindeutig, ob vom Begriff „naturschutzrechtliche Bestimmungen“ 

auch nationalparkrechtliche Regelungen erfasst sind. Eine Klarstellung erscheint daher erforderlich. 

Jedenfalls ist die Formulierung im Entwurf, dass eine naturschutzbehördliche Genehmigung „zum 

Schutz des Erscheinungsbildes der Anlage erforderlich sein sollte“, verfehlt. Soweit sich eine solche auch 

auf andere Rechtsgrundlagen beziehen soll, wäre das entsprechend sprachlich erkennbar zum Aus-

druck zu bringen. 

 

Die Bestimmung sieht weiters ausschließlich eine Mitanwendung der materiell-rechtlichen Genehmi-

gungsregelungen des Naturschutzrechts vor. Dies könnte dazu führen, dass Nachbar*innen, denen in 

Naturschutzverfahren keine Parteistellung zukommt, am Verfahren zu beteiligen sind. Die aufrecht zu 

erhaltende Parteistellung der Umweltanwaltschaften sowie Umweltorganisationen sollte deutlich 

zum Ausdruck gebracht, aber sachlich beschränkt werden. Im Hinblick auf das anhängige Vertrags-

verletzungsverfahren gegen die Republik Österreich betreffend die Umsetzung der Aarhus-

Konvention sollte auf diese Thematik besonders geachtet werden.  

 

Sofern mit dem Begriff „naturschutzrechtliche Bestimmungen“ auch nationalparkrechtliche Regelun-

gen gemeint sind, wären nach den Bestimmungen des Wiener Nationalparkgesetzes 

(§ 7 Abs. 5 und 6) neben der Wiener Umweltanwaltschaft und Umweltorganisationen noch weitere 

Parteien (die von der Maßnahme betroffenen Grundeigentümer*innen, Jagdausübungs- und Fische-

reiberechtigten sowie die Nationalpark Donau-Auen GmbH) im Verfahren zu berücksichtigen und 

daher aus Sachlichkeitserwägungen entsprechende Regelungen und Beschwerderechte in der  

GewO 1994 auch für diese vorzusehen. 

 

Zusammengefasst kann daher die Mitanwendung der naturschutzrechtlichen Bestimmungen im Be-

triebsanlagenverfahren in der vorgeschlagenen Fassung nicht im Interesse einer zweckmäßigen, ra-

schen, einfachen und Kosten sparenden Verfahrensdurchführung liegen. 

 

Ohne die Behebung der aufgezeigten Probleme und Unzulänglichkeiten des Entwurfs wäre im 

Lichte der verfolgten grundsätzlichen Zielsetzung einer Verwaltungsvereinfachung und Entbüro-

kratisierung sowie der ohnedies angespannten Budgetsituation auf eine Beschlussfassung dieser 

Bestimmung zu verzichten. 
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Viele der aufgeworfenen Probleme könnten dadurch entschärft werden, dass konzentrierte Verfah-

ren nur über ausdrücklichen Antrag verbunden mit der Aufzählung der zu konzentrierenden Ma-

terien durchzuführen sind. So hätten es die antragstellenden Wirtschaftstreibenden selbst in der 

Hand zu entscheiden, welchen Verfahrenstyp sie wählen möchten. Schließlich soll ein „One-Stop-

Shop-Prinzip“ ja eine Erleichterung für die Beteiligten darstellen und nicht zu ungewollten, unnöti-

gen Verzögerungen durch ein enges Verfahrenskorsett führen. 

 

Die Wichtigkeit und Zweckmäßigkeit vorbereitender Abstimmung von Projekten vor der eigentlichen 

Einreichung, z. B: im Rahmen von Projektsprechtagen, ist weiterhin zu unterstreichen und hervorzu-

heben und kann damit weitaus effizienter und besser eine Verfahrensbeschleunigung erreicht wer-

den. 

 

Zu Z 16 (§ 356b Abs. 3): 

 

Zur Anwendbarkeit der Bestimmung bestehen ähnlich umfassende Abgrenzungsfragen wie zu 

§ 356b Abs. 1 des Entwurfs, weshalb insoweit auf die obigen Ausführungen verwiesen wird. Auch 

diese Bestimmung würde in der Praxis jedenfalls zu massiven Vollzugsproblemen und Rechtsunsi-

cherheiten für die Wirtschaftstreibenden führen. Es wird daher auch hinsichtlich dieser Bestimmung 

dringend eine umfassende Evaluierung der möglichen Anwendungsprobleme und eine nachfolgende 

Überarbeitung angeregt. Auf den Verweis auf eine nicht mehr aktuelle Fassung des Altlastensanie-

rungsgesetzes (ALSAG) darf lediglich der Vollständigkeit halber hingewiesen werden. 

 

Zu Z 17 (§ 359b Abs. 4a): 

 

Diesbezüglich wird auf die speziellen Ausführungen zu Z 15 verwiesen. 

 

Z 20 (§ 376 Z 73): 

 

In den erläuternden Bemerkungen wird angemerkt, dass eine wesentliche Grundlage für die Geneh-

migungsfreistellung von Photovoltaikanlagen die Errichtung durch uneingeschränkt befugte Bau-

meister oder ebensolche Elektrotechniker sein soll. Die Übergangsbestimmungen stellen laut den 

erläuternden Bemerkungen sicher, dass „Bestandsanlagen rechtssicher, genehmigungsfrei weiter be-

trieben werden können“. Dies ist jedoch bei genauer Betrachtung nur dann gegeben, wenn von Be-

rechtigten aus den genannten Berufsgruppen entsprechende Abnahmebefunde vorliegen. Ohne 

solche wird der Fortbetrieb straf- und sanktionierbar. Es ist unklar, ob diese strenge Vorgabe auch 

für bestehende E-Ladestationen und PV-Anlagen gilt, die sogar rechtskräftig von der Betriebsanla-

genbehörde genehmigt wurden.  

 

Für die Überprüfung dieser Vorgaben stellt sich aus der Praxis noch die Frage, wie die Gewerbebe-

hörde rechtzeitig von bestehenden (rechtmäßig bislang genehmigungsfreien) PV-Anlagen Kenntnis 

erlangt. Eine diesbezügliche Mitteilungspflicht sieht der Entwurf nicht vor. Mit der Vollziehung dieser 

massiv benachteiligenden Bestimmung ist somit auch ein enormer zusätzlicher Verwaltungsaufwand 

verbunden. 

 

Zudem ist im ersten Absatz der Z 73 (2. Zeile) die Wendung “…am Tag…“ zu streichen, da sonst vom 

Wortsinn nur solche Anlagen betroffen wären, die genau an diesem Tag errichtet und betrieben 

wurden. 
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Zu Z 21 (§ 382 Abs. 122 und 123): 

 

Statt der Wendung „§ 366 Abs. 1 Z b“ müsste es in Abs. 122 „§ 366 Abs. 1 Z 3b“ heißen. 

 

Gemäß dieser Bestimmung tritt insbesondere § 356b Abs. 1 und 3 mit Ablauf des Tages der Kundma-

chung im Bundesgesetzblatt in Kraft. “Auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes noch 

nicht abgeschlossene Verfahren betreffend Betriebsanlagen ist u.a. § 356b Abs. 1 und 3 in der Fassung 

dieses Bundesgesetzes nicht anzuwenden”. Weiters normiert § 356b Abs. 1 und 3, dass im Falle einer 

Verfahrenskonzentration gesonderte landesrechtliche Bewilligungsverfahren entfallen. 

 

Die gegenständliche Übergangsbestimmung lässt nun aber offen, wie in jenen Fällen vorzugehen ist, 

wenn bereits ein Baubewilligungsverfahren anhängig, aber noch nicht rechtskräftig abgeschlossen 

wurde und ein diesbezügliches Betriebsanlagengenehmigungsverfahren noch nicht anhängig ge-

macht wurde. Fraglich ist, wie sodann mit bereits durchgeführten Verfahrensschritten der Baube-

hörde oder gar des Verwaltungsgerichtes umzugehen ist bzw. ob die Baubehörde respektive das 

Verwaltungsgericht im laufenden Verfahren sodann unzuständig wird. 

 

Angesichts der dargelegten rechtlichen und administrativen Problemlagen wäre es dringend gebo-

ten eine deutlich längere Legisvakanz vorzusehen sowie eine Anwendung nur auf neue Projekte ein-

zuschränken und auch Projekte in gemischt genutzten Gebäuden gänzlich auszunehmen. 

 

Ergänzungen: 

 

Im Übrigen darf angeregt werden, die Novelle zum Anlass zu nehmen, um im Bereich des gewerbli-

chen Berufsrechtes Klarstellungen zu den nachstehenden Regelungen zu treffen: 

 

Zu § 13 Abs. 1: 

 

Bei der Gewerbereferent*innentagung 2025 wurde aufgrund einer Entscheidung des Landesverwal-

tungsgerichtes Tirol (vgl. 5. April 2022, LVwG-2021/32/3288-8) diskutiert, ob eine Einweisung in 

eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher (nunmehr: strafrechtliche Unterbringung in einem 

forensisch-therapeutischen Zentrum) gemäß § 21 Abs. 1 StGB einen Gewerbeausschlussgrund ge-

mäß § 13 Abs. 1 Z 1 lit. b GewO 1994 (nicht getilgte gerichtliche Verurteilung wegen einer sonstigen 

strafbaren Handlung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe 

von mehr als 180 Tagessätzen) darstellt, zumal dieser Fall rein im Wortlaut der zitierten Bestimmung 

keine Deckung findet. Das BMWET hat festgehalten, die Rechtsansicht des LVwG Tirol, wonach ein 

Ausschlussgrund vorliege, zu teilen (siehe dazu das auf der Internetseite des BMWET abrufbare Pro-

tokoll der Tagung). Aus Gründen der Rechtssicherheit wird angeregt, eine entsprechende Klarstel-

lung in § 13 Abs. 1 leg. cit. zu treffen. 

 

Zu § 14 Abs. 5: 

 

Die Bestimmung sieht besondere Vorschriften für Gewerbe mit Inländer*innen- bzw. EWR-

Bürger*innen-Vorbehalt vor und differenziert dem Wortlaut nach zwischen natürlichen und juristi-

schen Personen. Bei der Gewerbereferent*innentagung 2021 wurde die Auslegung der Sonder- 
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bestimmung des § 14 Abs. 5 Z 3 GewO 1994 diskutiert, insbesondere, ob die Voraussetzungen für die 

Gewerbeausübung für die in Abs. 5 leg. cit. angeführten Gewerbe unter Berücksichtigung des § 14 

Abs. 5 Z 1 auch dann erfüllt werden, wenn die natürlichen Personen in der Funktion der gesetzlichen 

Vertretung bzw. der geschäftsführungs- und vertretungsbefugten Gesellschafter*innen über einen 

in § 14 Abs. 5 Z 1 GewO 1994 angeführten Aufenthaltstitel verfügen. Dies wurde nach Erörterung im 

Ergebnis verneint und festgehalten, dass diese über die Staatsangehörigkeit der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft oder eines Vertragsstaates des EWR verfügen müssen (siehe dazu das auf der 

Internetseite des BMWET abrufbare Protokoll der Tagung). Im Hinblick auf die ähnliche Regelung 

des § 5 Abs. 7 Güterbeförderungsgesetz 1995 (GütbefG), zu der der VfGH ausgeführt hat, es sei nicht 

nachvollziehbar, weshalb der Gesetzgeber bei natürlichen Personen als Einzelunternehmen die Aus-

übung des Güterbeförderungsgewerbes sowohl für EWR-Angehörige als auch für daueraufenthalts-

berechtigte Drittstaatsangehörige zulässt, während er demgegenüber bei juristischen Personen und 

Personengesellschaften des Handelsrechtes weiterhin an einem EWR-Vorbehalt im Hinblick auf die 

nach außen vertretungsbefugten bzw. geschäftsführungsbefugten Personen festhält (vgl. VfGH 

18. Juni 2025, G210/2024-7), und daher die Wortfolge „und die zur gesetzlichen Vertretung berufe-

nen Organe oder geschäftsführungs- und vertretungsbefugten Gesellschafter EWR-Angehörige 

sind" in § 5 Abs 7 Z 2 GütbefG wegen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz als verfassungswid-

rig aufgehoben hat, wird hinterfragt, ob nicht auch eine Anpassung der entsprechenden Bestim-

mungen in der GewO 1994 vorzunehmen wäre. 

 

Zu § 136 Abs. 1: 

 

Nach dieser Bestimmung sind Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisatoren 

auch zur Ausübung der auf den Personenkreis der Führungskräfte eingeschränkten Arbeitsvermitt-

lung berechtigt, wenn sie den für diese Tätigkeit erforderlichen Befähigungsnachweis erbringen. 

Wie dieser erbracht werden kann, ist wiederum in § 2 Unternehmensberatungs-Verordnung gere-

gelt. Vor dem Hintergrund, dass das Gewerbe „Arbeitsvermittlung“ mit der ersten Gewerbeord-

nungsnovelle im Jahr 2017 (vgl. BGBl. I Nr. 94/2017) zu einem freien Gewerbe wurde, ist das Erfor-

dernis eines Befähigungsnachweises gegenstandslos geworden. Es wird daher angeregt, in § 136 

Abs. 1 GewO 1994 den zweiten Halbsatz sowie in der Unternehmensberatungs-Verordnung § 2 ent-

fallen zu lassen. 

 

Abschließend darf - unter Hinweis auf die vereinbarte Reformpartnerschaft Österreich - erneut er-

sucht werden, den vorliegenden Entwurf zur Novellierung der Gewerbeordnung dazu zu nutzen, die 

bereits seit dem Jahr 2022 erstatteten, bisher unberücksichtigt gebliebenen Stellungnahmen des 

Amtes der Wiener Landesregierung (vgl. zuletzt Regierungsvorlage zur GewO-EU-Finanz-

berufsverordnungen Novelle 2025 und auch RV 1674, Blg NR 27. GP, 274608/SN und Stellungnah-

me der Stadt Wien vom 8. Oktober 2025 zur Novelle der GewO 1994 und des EG-K) ins Blickfeld zu 

rücken. Darin wurde ausdrücklich gefordert, dass der zuständige Materiengesetzgeber im Hinblick 

auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 12. November 2021, Zl. Ro2019/04/0001, von 

der ihm nach Art. 118 Abs. 4 zweiter Satz B-VG eingeräumten Ermächtigung Gebrauch macht und 
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demnach in der Gewerbeordnung 1994 den innergemeindlichen Instanzenzug ausschließt, sodass 

Berufungen gegen im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ergangene Bescheide unzulässig 

sind. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Sylvia Bukovacz, LL.M. 

Obersenatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 63 (zu GZ: 1709086-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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